[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl




Sachverhalt und Fragestellung

Die Vormundschaftsbehörde einer Gemeinde im Kanton Luzern hat im Zusammenhang mit einer Besuchrechtsstreitigkeit geschiedener Eltern mit einem 8-jährigen Kind, das unter der elterlichen Sorge der Mutter steht, beim KJPD ein Gutachten in Auftrag gegeben. Während der Erstellung des Gutachtens wird vor dem zuständigen Amtsgericht ein Verfahren auf Abänderung des Scheidungsurteils (vermutlich betreffend Neuregelung der elterlichen Sorge) eröffnet. Das Amtsgericht hat in der Folge die Vormundschaftsbehörde aufgefordert, ihre Akten betr. Besuchsrechtsstreitigkeit einzureichen und nach Vorliegen des Gutachtens, auch dieses dem Gericht zur Verfügung zu stellen. 
Die VB-Sekretärin erkundigt sich, ob und unter welchen Umständen das Gutachten dem Gericht auszuhändigen sei unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der KJPD der Aushändigung des Gutachtens an die Eltern des Kindes bereits zugestimmt habe.

Erwägungen

1. Art. 145 ZGB statuiert für die Kinderbelange (elterliche Sorge, persönlicher Verkehr, Unterhalt) in allen eherechtlichen Verfahren (Eheschutz, Scheidung, Abänderungs-verfahren) die Untersuchungs- und Offizialmaxime.


2. Was zur Erforschung des Sachverhalts von Amtes wegen im Einzelnen erforderlich ist, liegt im pflichtgemässen Ermessen des Gerichts.
 Art. 145 Abs. 2 erwähnt aus-drücklich den Beizug von Sachverständigen und die Erkundigung bei der Vormund-schaftsbehörde oder einer in der Jugendhilfe tätigen Stelle. Diese Bestimmung hat keinen selbständigen Gehalt; ihr Inhalt ergibt sich bereits aus der richtig angewendeten Untersuchungsmaxime.


3. Nach § 178 ZPO LU kann das Gericht von Amtes wegen Sachverständige beiziehen und nach § 183 explizit Gutachten in Auftrag geben.

4. Wenn das Gericht Sachverständige beiziehen und Gutachten in Auftrag geben und sich bei der Vormundschaftsbehörde erkundigen kann, wenn es in Kinderbelangen Entscheide zu treffen hat, ist es auch legitimiert, ein in der gleichen Sache von der Vormundschaftsbehörde in Auftrag gegebenes Gutachten herauszuverlangen. Dies gilt namentlich, wenn das in Auftrag gegebene Gutachten, wie im vorliegenden Fall aktuell ist (es wird ja erst erstellt). Das Gericht zu verpflichten, selber einen Gutacht-enauftrag zu erteilen, wäre aus prozessökonomischen Gründen und wegen der Be-lastung, die eine solche Begutachtung namentlich auch für das Kind darstellt, nicht vertretbar.

5. Selbst wenn das Abänderungsverfahren primär die Neuregelung der elterlichen Sorge und des Unterhalts betrifft, sind Abklärungen der Vormundschaftsbehörde, die aus-schliesslich das Besuchsrecht betreffen, dem Gericht zugänglich zu machen, da dieses im gleichen Verfahren nötigenfalls auch den persönlichen Verkehr neu zu regeln hat (Art. 134 Abs. 4 ZGB) und die VB gar nicht mehr zuständig ist, das Besuchrecht zu regeln.

6. Es bleibt dem Gericht vorbehalten, der Stelle, die das Gutachten zu Handen der Vormundschaftsbehörde erstellt hat, nötigenfalls ergänzende Fragen zu stellen.

Schlussfolgerungen
Zusammenfassend kann demnach festgehalten werden, dass einer Herausgabe des Gutachtens an das Gericht durch die Vormundschaftsbehörde im vorliegenden Fall nichts entgegensteht. Die Vormundschaftsbehörde hat allerdings Anspruch darauf, vom Gericht über den genauen Gegenstand des Verfahrens informiert zu werden. Es empfiehlt sich zudem, den KJPD darü-ber zu informieren, u.a. im Hinblick auf eine allfällige vom Gericht angeforderte Ergänzung des Gutachtens. Auch die Eltern sind bei der Aushändigung des Gutachtens an sie darüber zu informieren, dass dieses dem Gericht auf dessen Verlangen zu Handen des laufenden Ver-fahrens zugestellt wird. Die Rechte der Eltern sind dadurch nicht beschränkt, wird ihnen doch im Rahmen des Verfahrens vom Gericht das rechtliche Gehör gewährt.
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